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AMTSBLATT 
des Landratsamtes Haßberge 

 

   Herausgeber:  Landratsamt Haßberge, Am Herrenhof 1, 97437 Haßfurt, Tel. (0 95 21) 27-240 

  

 

Nr. 3 Haßfurt, 26.03.2013 66. Jahrgang 
 

Öffnungszeiten: Landratsamt Haßberge in Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr  - 12:30 Uhr 
Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Haßfurt 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:30 Uhr  
Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Ebern 
vormittags: 
nachmittags: 

Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:00 Uhr 
Dienstag  14:00 Uhr - 16:00 Uhr und Donnerstag  14:00 Uhr - 17:00 Uhr 

 Kfz-Zulassungsstelle Hofheim vormittags: Montag bis Freitag  8:30 Uhr - 12:00 Uhr  

Sprechstunden des Landrats: nach Vorankündigung in der Presse oder auf Anfrage 

 
 

 

AAmmttlliicchhee  BBeekkaannnnttmmaacchhuunnggeenn  

 
 
 
 
 
 
 
 

 

I n h a l t :  

 
 

Veröffentlichungen des Landratsamtes/Landkreises und seiner Ein-
richtungen einschl. der Unternehmen und Verbände 

 

� Wahl zum 18. Deutschen Bundestag - Be-
kanntmachung der Kreiswahlleiterin für den 
Wahlkreis 248 Bad Kissingen vom 
04.03.2013 - Aufforderung zur Einreichung 
von Kreiswahlvorschlägen 

 
 
 
 

S. 12-15 

� Bekämpfung der Varroatose im Landkreis 
Haßberge 

 
S. 15 

 

 
 
 

 
 
 
 

Wahl zum 18. Deutschen Bundestag 

am 22. September 2013 

 

Bekanntmachung der Kreiswahlleiterin 
für den Wahlkreis 248 Bad Kissingen 

vom 04. März 2013 

 
 

Aufforderung zur Einreichung von Kreis-
wahlvorschlägen 

 
 
Gemäß § 19 des Bundeswahlgesetzes (BWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. Juli 1993 
(BGBl I S. 1288, 1594), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 12. Juli 2012 (BGBl I S. 1501), in 
Verbindung mit § 32 Abs. 1 der Bundeswahlordnung 
(BWO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. 
April 2002 (BGBl I S. 1376), zuletzt geändert durch Art. 
1 der Zweiten Verordnung zur Änderung der Bundes-
wahlordnung und der Europawahlordnung vom 
3. Dezember 2008 (BGBl I S. 2378), fordere ich hiermit 
die Parteien und die Wahlberechtigten zur möglichst 
frühzeitigen Einreichung der Kreiswahlvorschläge auf. 
 
Die Kreiswahlvorschläge sind bei der Kreiswahlleiterin 
spätestens am 
 

15. Juli 2013, 18.00 Uhr 
 
schriftlich einzureichen.  
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Die zur Entgegennahme von Wahlvorschlägen zustän-
dige Dienststelle des Kreiswahlleiters befindet sich im 
Landratsamt Bad Kissingen (Zimmer Nr. 427.1), Obere 
Marktstraße 6, 97688 Bad Kissingen. 
 
 
 
A. Voraussetzungen für die Einreichung von 

Kreiswahlvorschlägen 
 
1. Kreiswahlvorschläge können von Parteien und 

nach Maßgabe des § 20 BWG von Wahlbe-
rechtigten eingereicht werden. Eine Partei 
kann in jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahl-
vorschlag einreichen. 

 
2. Parteien, die im Deutschen Bundestag oder 

einem Landtag seit deren letzter Wahl nicht 
aufgrund eigener Wahlvorschläge ununter-
brochen mit mindestens fünf Abgeordneten 
vertreten waren, können als solche einen 
Kreiswahlvorschlag nur einreichen, wenn sie 
spätestens am 17. Juni 2013 bis 18.00 Uhr 
dem Bundeswahlleiter (Statistisches Bundes-
amt, Gustav-Stresemann-Ring 11, 
65189 Wiesbaden) ihre Beteiligung an der 
Wahl schriftlich angezeigt haben und der 
Bundeswahlausschuss ihre Parteieigenschaft 
festgestellt hat. 
 
In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem 
Namen sich die Partei an der Wahl beteiligen 
will. Die Anzeige muss von mindestens drei 
Mitgliedern des Bundesvorstands, darunter 
dem Vorsitzenden oder seinem Stellvertreter, 
persönlich und handschriftlich unterzeichnet 
sein. Hat eine Partei keinen Bundesvorstand, 
so tritt der Vorstand der jeweils obersten Par-
teiorganisation an die Stelle des Bundesvor-
stands. Die schriftliche Satzung und das 
schriftliche Programm der Partei sowie ein 
Nachweis über die satzungsgemäße Bestel-
lung des Vorstands sind der Anzeige beizufü-
gen. Der Anzeige sollen Nachweise über die 
Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des 
Parteiengesetzes beigefügt werden. 
 

3. Der Bundeswahlausschuss stellt spätestens 
am 5. Juli 2013 für alle Wahlorgane verbind-
lich fest, welche Parteien im Deutschen Bun-
destag oder in einem Landtag seit deren letz-
ter Wahl aufgrund eigener Wahlvorschläge 
ununterbrochen mit mindestens fünf Abge-
ordneten vertreten waren und welche Vereini-
gungen, die ihre Beteiligung angezeigt haben, 
für die Wahl als Parteien anzuerkennen sind. 
Gegen eine Feststellung, die sie an der Ein-
reichung von Wahlvorschlägen hindert, kann 
eine Partei oder Vereinigung binnen vier Ta-
gen nach deren Bekanntgabe Beschwerde 
zum Bundesverfassungsgericht erheben. In 
diesem Fall ist die Partei oder Vereinigung 
von den Wahlorganen bis zur Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts, längstens 
bis zum Ablauf des 25. Juli 2013 wie eine 
wahlvorschlagsberechtigte Partei zu behan-
deln. 

 
 

 
B. Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge 

 
1. Als Bewerber kann in einem Kreiswahlvor-

schlag nur benannt werden, wer 
 
a) am Wahltag Deutscher im Sinne des Arti-

kels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes ist, 
das 18. Lebensjahr vollendet hat und 
nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von der 
Wählbarkeit ausgeschlossen ist, 

 
b) als Bewerber einer Partei nicht Mitglied 

einer anderen als der den Kreiswahlvor-
schlag einreichenden Partei ist und in ei-
ner Mitgliederversammlung zur Wahl ei-
nes Wahlkreisbewerbers oder in einer 
besonderen oder allgemeinen Vertreter-
versammlung entsprechend den Bestim-
mungen des § 21 BWG in geheimer Ab-
stimmung hierzu gewählt worden ist, 
 

c) seine Zustimmung dazu schriftlich erklärt 
hat; die Zustimmung ist unwiderruflich. 

 
Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen 
eines Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber 
kann nur in einem Wahlkreis und hier nur in 
einem Kreiswahlvorschlag benannt werden. 

 
 

2. Der Kreiswahlvorschlag soll nach dem Muster 
der Anlage 13 zur BWO eingereicht werden. 
Er muss enthalten 
 
a) Familiennamen, Vornamen, Beruf oder 

Stand, Geburtsdatum, Geburtsort und 
Anschrift (Hauptwohnung) des Bewer-
bers, 

 
b) den Namen der einreichenden Partei und, 

sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, bei anderen Kreiswahl-
vorschlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren 
Kennwort. 

 
3. Der Kreiswahlvorschlag soll ferner Namen 

und Anschriften der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson ent-
halten. 
 

4. Kreiswahlvorschläge von Parteien sind von 
mindestens drei Mitgliedern des Vorstands 
des Landesverbandes, darunter dem Vorsit-
zenden oder seinem Stellvertreter, persönlich 
und handschriftlich zu unterzeichnen. Hat eine 
Partei in Bayern keinen Landesverband oder 
keine einheitliche Landesorganisation, so 
müssen die Kreiswahlvorschläge von den 
Vorständen der nächstniedrigen Gebietsver-
bände, in deren Bereich der Wahlkreis liegt, 
dem Satz 1 gemäß unterzeichnet sein. Die 
Unterschriften des einreichenden Vorstands 
genügen, wenn er innerhalb der Einreichungs-
frist nachweist, dass dem Landeswahlleiter 
eine schriftliche, dem Satz 1 entsprechende 
Vollmacht der anderen beteiligten Vorstände 
vorliegt. 
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5. Die Kreiswahlvorschläge der unter A.2. ge-

nannten Parteien müssen außerdem von 
mindestens 200 Wahlberechtigten des Wahl-
kreises persönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein. Die Wahlberechtigung der Un-
terzeichner muss im Zeitpunkt der Unter-
zeichnung gegeben sein und ist bei Einrei-
chung des Kreiswahlvorschlags nachzuwei-
sen. 
 

6. Andere Kreiswahlvorschläge (Wählergruppen 
und Einzelbewerber) müssen von mindestens 
200 Wahlberechtigten des Wahlkreises per-
sönlich und handschriftlich unterzeichnet sein 
(§ 20 Abs. 3 BWG), Nr. 5 Satz 2 gilt entspre-
chend. Hierbei haben drei Unterzeichner ihre 
Unterschriften auf dem Kreiswahlvorschlag 
selbst zu leisten. 
 

7. Muss ein Kreiswahlvorschlag nach den vor-
hergehenden Nummern 5 und 6 von mindes-
tens 200 Wahlberechtigten unterzeichnet 
sein, so sind die Unterschriften auf amtlichen 
Formblättern nach Anlage 14 zur BWO unter 
Beachtung des § 34 Abs. 4 BWO zu erbrin-
gen. Auf jedem Formblatt für eine Unterstüt-
zungsunterschrift kann nur eine Unterschrift 
geleistet werden. Die Formblätter werden auf 
Anforderung vom Kreiswahlleiter kostenfrei 
geliefert. 
 
Bei der Anforderung sind Familienname, Vor-
namen und Anschrift (Hauptwohnung) des 
vorzuschlagenden Bewerbers anzugeben. 
Wird bei der Anforderung der Nachweis er-
bracht, dass für den Bewerber im Melderegis-
ter eine Auskunftssperre gemäß Art. 31 
Abs. 7 Meldegesetz eingetragen ist, wird an-
stelle seiner Anschrift (Hauptwohnung) eine 
Erreichbarkeitsanschrift verwendet; die Anga-
be eines Postfachs genügt nicht. 
 
Als Bezeichnung des Trägers des Wahlvor-
schlags, der den Kreiswahlvorschlag einrei-
chen will, sind außerdem bei Parteien deren 
Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, bei anderen Kreis-
wahlvorschlägen deren Kennwort anzugeben. 
Die vorgenannten Angaben zum Bewerber 
und zum Wahlvorschlagsträger sind vom 
Kreiswahlleiter im Kopf der Formblätter zu 
vermerken. 
 
Parteien haben ferner die Aufstellung des 
Bewerbers in einer Mitglieder- oder einer be-
sonderen oder allgemeinen Vertreterver-
sammlung zu bestätigen. 
 
Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt 
oder gesondert (nach dem Muster der Anlage 
14 zur BWO) eine Bescheinigung seiner Ge-
meindebehörde beizufügen, dass er im Wahl-
kreis wahlberechtigt ist. 
 
Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreis-
wahlvorschlag unterzeichnen; hat jemand 
mehrere Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, 
so ist seine Unterschrift auf allen Kreiswahl-
vorschlägen ungültig.  
 

Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst 
nach Aufstellung des Bewerbers durch eine 
Mitglieder- oder Vertreterversammlung unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unter-
schriften sind ungültig. 
 

8. Dem Kreiswahlvorschlag sind beizufügen: 
 
a) Die Erklärung des vorgeschlagenen Be-

werbers nach dem Muster der Anlage 15 
zur BWO, dass er seiner Aufstellung zu-
stimmt und für keinen anderen Wahlkreis 
seine Zustimmung zur Benennung als 
Bewerber gegeben hat, 
 

b) eine Bescheinigung der zuständigen Ge-
meindebehörde nach dem Muster der An-
lage 16 zur BWO, dass der Bewerber 
wählbar ist, 
 

c) bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien 
eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die Beschlussfassung der Mitglieder- oder 
Vertreterversammlung, in der der Bewer-
ber aufgestellt worden ist, im Falle eines 
Einspruchs nach § 21 Abs. 4 BWG auch 
eine Ausfertigung der Niederschrift über 
die wiederholte Abstimmung, mit der nach 
§ 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschriebe-
nen Versicherung an Eides statt. Die Nie-
derschrift soll nach dem Muster der Anla-
ge 17 gefertigt, die Versicherung an Ei-
des statt nach dem Muster der Anlage 18 
abgegeben werden. Ferner haben Partei-
en dem Kreiswahlvorschlag eine Versi-
cherung an Eides statt des vorgeschlage-
nen Bewerbers gegenüber dem Kreis-
wahlleiter nach dem Muster der Anlage 
15 beizufügen, dass er nicht Mitglied ei-
ner anderen als der den Wahlvorschlag 
einreichenden Partei ist.  
 

d) die erforderliche Zahl von Unterstüt-
zungsunterschriften nebst Bescheinigun-
gen des Wahlrechts der Unterzeichner 
(siehe B.7.), sofern der Kreiswahlvor-
schlag von mindestens 200 Wahlberech-
tigten des Wahlkreises unterzeichnet sein 
muss. 
 

9. Die einzureichenden Unterlagen sind in 
Schriftform rechtzeitig vorzulegen. Die Schrift-
form ist dann gegeben, wenn die schriftlich 
einzureichenden Unterlagen persönlich und 
handschriftlich unterzeichnet sind und beim 
zuständigen Wahlorgan im Original vorliegen. 
Die Schriftform ist durch E-Mail oder Telefax 
nicht gewahrt. 

 
 
C. Zurücknahme und Änderung von Kreiswahl-

vorschlägen sowie Beseitigung von Mängeln 
 
Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame 
schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und 
der stellvertretenden Vertrauensperson zurückge-
nommen werden, solange nicht über seine Zulas-
sung entschieden ist. Ein von mindestens 
200 Wahlberechtigten unterzeichneter Kreiswahl-
vorschlag kann auch von der Mehrheit der Unter-
zeichner durch eine von ihnen persönlich und 
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handschriftlich vollzogene Erklärung zurückge-
nommen werden. 
 
Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 15. Ju-
li 2013, 18.00 Uhr, kann ein Kreiswahlvorschlag 
nur durch gemeinsame schriftliche Erklärung der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Ver-
trauensperson und nur dann geändert werden, 
wenn der Bewerber stirbt oder die Wählbarkeit ver-
liert. Das Verfahren nach § 21 BWG braucht nicht 
eingehalten zu werden, der Unterschriften nach 
den Punkten B.5. und B.6. bedarf es nicht. Nach 
der Entscheidung über die Zulassung des Kreis-
wahlvorschlags ist jede Änderung ausgeschlossen.  
 
Nach Aufforderung durch die Kreiswahlleiterin sind 
etwaige Mängel im Kreiswahlvorschlag durch die 
Vertrauensperson rechtzeitig zu beseitigen. Nach 
Ablauf der Einreichungsfrist können nur noch Män-
gel an sich gültiger Wahlvorschläge behoben wer-
den (vgl. § 25 Abs. 2 BWG). 
 

 
 
Auskunft über Fragen, welche die Einreichung von 
Wahlvorschlägen betreffen, erteilt das Büro der Kreis-
wahlleiterin. Dort sind auch die amtlich vorgeschrie-
benen Vordrucke nach Anlage 14 (Unterstützungsun-
terschriften) sowie die weiteren Vordrucke nach Anla-
gen 13, 15, 16, 17 und 18 zur BWO für die Einreichung 
von Wahlvorschlägen kostenfrei erhältlich. Letztge-
nannte Vordrucke sind auch im Internetangebot des 
Landeswahlleiters unter www.wahlen.bayern.de abruf-
bar. 
 
 
gez. 
 
 
Bock 
Kreiswahlleiterin 
 
 

 
Nr. FA I - 565/1-4 
 
 
Vollzug des Tierseuchengesetzes und der Bienenseu-
chen-Verordnung; 
Bekämpfung der Varroatose im Landkreis Haßber-
ge 
 
Das Landratsamt Haßberge erlässt folgende  
 
 

Allgemeinverfügung: 
 

1. Alle Bienenvölker im Landkreis Haßberge sind im 
Jahre 2013 nach Trachtende gegen Varroatose 
(Befall mit der Varroa-Milbe) zu behandeln. 

 
2. Die Behandlung nach Ziffer 1 dieser Allgemein-

verfügung ist ausschließlich mit zugelassenen 
Varroatosebekämpfungsmitteln nach Anweisung 
der Hersteller durchzuführen.   
 

3. Für wissenschaftlich begleitete Versuche zur Re-
sistenzzucht können durch das Landratsamt 
Haßberge Ausnahmen von dem Behandlungsge-
bot nach Ziffer 1 dieser Allgemeinverfügung zuge-
lassen werden. 

 
4. Für diese Allgemeinverfügung werden keine Kos-

ten erhoben. 
 
5. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ih-

rer Bekanntgabe im Amtsblatt des Landkreises 
Haßberge in Kraft. Sie tritt mit Ablauf des 
31.12.2013 außer Kraft. 

 
 
Landratsamt Haßberge 
Haßfurt, 20.03.2013 
 
 
Dr. Hornung 
Veterinärdirektor 
 
 
 
Hinweis: 
 
Gemäß Art. 41 Abs. 4 Satz 1 Bayer. Verwaltungsver-
fahrensgesetz ist nur der verfügende Teil einer Allge-
meinverfügung öffentlich bekannt zu machen. Die All-
gemeinverfügung liegt mit Gründen und Rechtsbe-
helfsbelehrung im Landratsamt Haßberge, Fachabtei-
lung Verbraucherschutz, Am Herrenhof 1, 97437 Haß-
furt, aus. Sie kann während der allgemeinen Dienstzei-
ten eingesehen werden. 
 
 

 
 

 
 
 
 

Landratsamt Haßberge 
Rudolf Handwerker 

Landrat 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 


